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Der Beklagte wird unter Aufhebung seiner mit dem Bescheid vom 26. MÃ¤rz 2019 in
der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 19. Juli 2019 verlautbarten
sozialverwaltungsbehÃ¶rdlichen AblehnungsverfÃ¼gungen und unter AbÃ¤nderung
seiner mit dem Bescheid vom 26. MÃ¤rz 2019 in der Fassung des
Ã�nderungsbescheides vom 23. April 2019 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 19. Juli 2019 verlautbarten
sozialverwaltungsbehÃ¶rdlichen DarlehensverfÃ¼gungen verpflichtet, der
KlÃ¤gerin fÃ¼r den Zeitraum vom 01. April 2019 bis zum 30. September 2019
passive Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhaltes nach den Bestimmungen
des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch â�� Grundsicherung fÃ¼r Arbeitsuchende
â�� (SGB II) als Zuschuss zuzuerkennen.

Der Beklagte hat der KlÃ¤gerin die ihr entstandenen notwendigen
auÃ�ergerichtlichen Kosten des Verfahrens dem Grunde nach in voller HÃ¶he zu
erstatten.

Gerichtskosten werden in Verfahren der vorliegenden Art nicht erhoben.

Tatbestand:
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Die Beteiligten streiten um einen Anspruch der KlÃ¤gerin auf GewÃ¤hrung von
Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts nach dem SGB II fÃ¼r den Zeitraum
vom 01. April 2019 bis zum 30. September 2019 als Zuschuss.

Die im November 1957 geborene KlÃ¤gerin und ihr im MÃ¤rz 1954 geborener
LebensgefÃ¤hrte sind je zur HÃ¤lfte EigentÃ¼mer eines HausgrundstÃ¼ckes, das
mit einem unterkellerten Einfamilienhaus (Erd- und Dachgeschoss) bebaut ist, das
seit der Fertigstellung in den neunziger Jahren des letzten Jahrhunderts von beiden
gemeinsam bewohnt wird. Das GrundstÃ¼ck besteht aus zwei FlurstÃ¼cken mit
insgesamt 875 Quadratmetern (Flur X, FlurstÃ¼ck XX: 494 Quadratmeter, Flur X,
FlurstÃ¼ck XY: 381 Quadratmeter). Die WohnflÃ¤che des Hauses betrÃ¤gt nach
Auffassung des Beklagten mindestens 116,24 Quadratmeter, wobei er hierzu auch
einen im Keller befindlichen, voll mÃ¶blierten, 21,47 Quadratmeter groÃ�en Raum
zÃ¤hlt, in dem der LebensgefÃ¤hrte der KlÃ¤gerin seinen tÃ¤glichen Mittagsschlaf
abhÃ¤lt. Der LebensgefÃ¤hrte bezog â�� unter Zugrundelegung eines am 29.
Januar 2014 eingetretenen Versicherungsfalls (ein unter 3 Stunden tÃ¤glich
herabgesunkenes LeistungsvermÃ¶gen auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt) â��
eine Rente wegen voller Erwerbsminderung von MÃ¤rz 2017 bis November 2019
(Bescheid der Deutschen Rentenversicherung Berlin-Brandenburg vom 28. MÃ¤rz
2017), deren Nettozahlbetrag im streitigen Zeitraum monatlich 646,36 Euro betrug;
seit Dezember 2019 bezieht er eine Altersrente.

Den von der KlÃ¤gerin am 14. Februar 2019 gestellten Antrag, ihr ab dem 01. April
2019 Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts nach dem Zweiten Buch
Sozialgesetzbuch (SGB II) als Zuschuss zu gewÃ¤hren, lehnte der Beklagte mit
Bescheid vom 26.MÃ¤rz 2019 fÃ¼r den Zeitraum vom 01. April 2019 bis zum 30.
September 2019 mit der BegrÃ¼ndung ab, das VermÃ¶gen Ã¼bersteige den
Grundfreibetrag. Das selbstgenutzte HausgrundstÃ¼ck unterfalle nicht dem Schutz
des Â§ 12 Abs 3 S 1 Nr 4 SGB II. Die GesamtwohnflÃ¤che betrage 150,73
Quadratmeter, die Angemessenheitsgrenze betrage bei zwei Personen 90
Quadratmeter. Das selbstgenutzte HausgrundstÃ¼ck sei von unangemessener
GrÃ¶Ã�e und verwertbar. Es bestehe kein Anspruch auf Arbeitslosengeld II als
Zuschuss. Der KlÃ¤gerin seien indes Leistungen als Darlehen zu gewÃ¤hren
(Bescheid vom 26. MÃ¤rz 2019 in der Fassung des gemÃ¤Ã� Â§ 86 SGG zum
Gegenstand des Widerspruchs- und damit auch des Klageverfahrens gewordenen
Ã�nderungsbescheides vom 23. April 2019).

Mit Widerspruchsbescheid vom 19. Juli 2019 wies der Beklagte den Widerspruch der
KlÃ¤gerin vom 15. April 2019 als unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ck. Die tatsÃ¤chliche
WohnflÃ¤che betrage 116,24 Quadratmeter und liege damit Ã¼ber der
Angemessenheitsgrenze. Der vom LebensgefÃ¤hrten der KlÃ¤gerin zum
Mittagsschlaf genutzte Raum sei voll zu berÃ¼cksichtigen. Die
GrundstÃ¼cksflÃ¤che sei hingegen angemessen. Der Wert des GrundstÃ¼cks sei
anhand der Ã¼berschlÃ¤gigen Wertermittlung der GeschÃ¤ftsstelle des
Gutachterausschusses vom 10. April 2018 mit 115.500,00 Euro zu bestimmen.
Hiervon seien die auf dem GrundstÃ¼ck lastenden dinglichen Belastungen
abzuziehen, so dass sich ein GrundvermÃ¶gen in HÃ¶he von 77.785,30 Euro
errechne. Hinzu komme ein Bankguthaben in HÃ¶he von 56,98 Euro, so dass sich

                             2 / 10

https://dejure.org/gesetze/SGB_II/12.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/86.html


 

das VermÃ¶gen auf einen Wert von insgesamt 77.842,28 Euro belaufe. Hiervon
seien FreibetrÃ¤ge und bereits von dem Beklagten gewÃ¤hrte Darlehen
abzusetzen, so dass sich ein zu berÃ¼cksichtigendes VermÃ¶gen in HÃ¶he von
insgesamt 49.227,80 Euro ergebe.

Mit Schriftsatz vom 22. August 2019 â�� bei dem Sozialgericht Neuruppin
eingegangen am gleichen Tage â�� hat die anwaltlich vertretene KlÃ¤gerin bei dem
erkennenden Gericht Klagen erhoben, mit denen sie ihr auf GewÃ¤hrung von
Leistungen nach dem SGB II als Zuschuss gerichtetes Begehren weiter verfolgt. Zur
BegrÃ¼ndung ihres Begehrens fÃ¼hrt die KlÃ¤gerin aus, sie lebe mit ihrem
LebensgefÃ¤hrten, der keinen eigenen Anspruch nach dem SGB II habe, weil er eine
Erwerbsminderungsrente beziehe, in einer Bedarfsgemeinschaft. Ihr stehe aber der
geltend gemachte Anspruch zu, weil es sich bei dem selbstgenutzten
HausgrundstÃ¼ck um SchonvermÃ¶gen handele. Lasse man den vom Beklagten
berÃ¼cksichtigten Kellerraum auÃ�er Betracht, betrage die WohnflÃ¤che des
Hauses nach ihrer Messung lediglich 87,98 Quadratmeter und nach der Messung
des Beklagten 94,77 Quadratmeter, so dass die an sich maÃ�gebliche
WohnflÃ¤chengrenze von 90 Quadratmetern jedenfalls nicht um mehr als Zehn vom
Hundert Ã¼berschritten werde, es sich mithin um einen HÃ¤rtefall handele. Um das
Kellergeschoss als WohnflÃ¤che ansehen zu kÃ¶nnen, mÃ¼sse eine
NutzungsÃ¤nderung beantragt werden, die jedoch bauordnungsrechtlich nicht
genehmigt werden kÃ¶nne.

Die KlÃ¤gerin beantragt (nach ihrem schriftsÃ¤tzlichen Vorbringen sinngemÃ¤Ã�),

den Beklagten unter Aufhebung seiner mit dem Bescheid vom 26. MÃ¤rz 2019 in
der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 19. Juli 2019 verlautbarten
sozialverwaltungsbehÃ¶rdlichen AblehnungsverfÃ¼gungen und unter AbÃ¤nderung
seiner mit dem Bescheid vom 26. MÃ¤rz 2019 in der Fassung des
Ã�nderungsbescheides vom 23. April 2019 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 19. Juli 2019 verlautbarten
sozialverwaltungsbehÃ¶rdlichen DarlehensverfÃ¼gungen zu verpflichten, der
KlÃ¤gerin fÃ¼r den Zeitraum vom 01. April 2019 bis zum 30. September 2019
passive Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhaltes nach den Bestimmungen
des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch â�� Grundsicherung fÃ¼r Arbeitsuchende
â�� (SGB II) als Zuschuss zuzuerkennen.

Der Beklagte beantragt,

die Klagen abzuweisen.

Zur BegrÃ¼ndung verweist er auf seine BegrÃ¼ndung in den angefochtenen
Entscheidungen und vertieft diese. ErgÃ¤nzend fÃ¼hrt er aus, er habe die
WohnflÃ¤che zu Recht unter Einschluss der FlÃ¤che des Kellerraumes zugrunde
gelegt. Nach der Regelung des hier maÃ�geblichen Â§ 4 Nr 1 WoflV seien RÃ¤ume
und Raumteile mit einer lichten HÃ¶he von mindestens zwei Metern vollstÃ¤ndig
bei der Berechnung der GrundflÃ¤che zu berÃ¼cksichtigen. Es komme
insbesondere nicht auf theoretische Planungen von Wohnraum an, sondern lediglich
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auf die tatsÃ¤chliche Nutzung bzw die tatsÃ¤chliche NutzungsmÃ¶glichkeit als
solche. Ungeachtet dessen sei auch die GrundstÃ¼cksflÃ¤che mit 875
Quadratmetern ebenfalls unangemessen.

Das Gericht hat die Beteiligten mit VerfÃ¼gung vom 29. September 2020 sowie mit
VerfÃ¼gung vom 01. Dezember 2020 zu der beabsichtigten Entscheidung durch
Gerichtsbescheid angehÃ¶rt.

Im Ã�brigen wird zur ErgÃ¤nzung des Sachverhaltes auf den Inhalt der zwischen
den Beteiligten gewechselten SchriftsÃ¤tze sowie auf den Inhalt der Prozessakte
Bezug genommen. Diese Unterlagen haben vorgelegen und waren Gegenstand der
Entscheidungsfindung.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die Klagen, Ã¼ber die die Kammer gemÃ¤Ã� Â§ 105 Abs 1 S 1 des
Sozialgerichtsgesetzes (SGG) durch Gerichtsbescheid entscheiden konnte, weil die
Sache keine besonderen tatsÃ¤chlichen oder rechtlichen Schwierigkeiten aufweist,
der Sachverhalt geklÃ¤rt ist, die Beteiligten gemÃ¤Ã� Â§ 105 Abs 1 S 2 SGG zuvor
mit der gerichtlichen VerfÃ¼gung vom 29. September 2020 sowie mit der
gerichtlichen VerfÃ¼gung vom 01. Dezember 2020 zu dieser beabsichtigten
Entscheidungsform ordnungsgemÃ¤Ã� angehÃ¶rt worden sind, eine
ausdrÃ¼ckliche Zustimmung der Beteiligten hierzu nicht erforderlich ist und weil
das Gericht â�� ebenso wie im Rahmen der mÃ¼ndlichen Verhandlung â�� weder
zur vorherigen Darstellung seiner Rechtsansicht (vgl hierzu etwa
Bundessozialgericht, Beschluss vom 03. April 2014 â�� B 2 U 308/13 B, RdNr 8
mwN) noch zu einem vorherigen umfassenden RechtsgesprÃ¤ch verpflichtet ist (vgl
hierzu etwa Bundessozialgericht, Urteil vom 30. Oktober 2014 â�� B 5 R 8/14 R,
RdNr 23), haben Erfolg.

1. Streitgegenstand des Verfahrens sind AnsprÃ¼che der KlÃ¤gerin auf
GewÃ¤hrung von passiven Grundsicherungsleistungen fÃ¼r Arbeitsuchende nach
den Bestimmungen des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch (SGB II) fÃ¼r den
Zeitraum vom 01. April 2019 bis zum 30. September 2019 als Zuschuss.
Gegenstand des Klageverfahrens (vgl Â§ 95 SGG) sind dementsprechend die mit
dem Bescheid des Beklagten vom 26. MÃ¤rz 2019 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 19. Juli 2019 verlautbarten
sozialverwaltungsbehÃ¶rdlichen AblehnungsverfÃ¼gungen, mit denen es der
Beklagte fÃ¼r jeden einzelnen Monat des Streitzeitraums abgelehnt hat, der
KlÃ¤gerin entsprechende Leistungen als Zuschuss zu gewÃ¤hren, sowie die mit
dem gleichen Bescheid des Beklagten vom 26. MÃ¤rz 2019 in der Fassung des
Ã�nderungsbescheides vom 23. April 2019 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 19. Juli 2019 zugleich verlautbarten
sozialverwaltungsbehÃ¶rdlichen DarlehensverfÃ¼gungen, mit denen der Beklagte
der KlÃ¤gerin fÃ¼r jeden einzelnen Monat des Streitzeitraumes stattdessen
Leistungen als Darlehen gewÃ¤hrte (vgl zum sog Monatsprinzip die Regelungen des
Â§ 11 Abs 2 S 1 SGB II, Â§ 11 Abs 3 S 1 SGB II, Â§ 20 Abs 1 S 3 SGB II, Â§ 37 Abs S 2
SGB II sowie Â§ 41 Abs 1 S 2 SGB II; vgl dazu auch Bundessozialgericht, Urteil vom
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30. MÃ¤rz 2017 â�� B 14 AS 18/16 R, RdNr 18 sowie Bundessozialgericht, Urteil
vom 30. Juli 2008 â�� B 14 AS 26/07 R, RdNr 28).

2. a) Die KlÃ¤gerin verfolgt ihr auf die GewÃ¤hrung von entsprechenden Leistungen
gerichtetes Begehren â�� bei verstÃ¤ndiger WÃ¼rdigung ihres Rechtsschutzziels
(vgl Â§ 123 SGG) â�� zutreffend im Wege (kombinierter) Anfechtungs- und
Verpflichtungsklagen (Â§ 54 Abs 1 S 1 Regelung 1 SGG iVm Â§ 54 Abs 1 S 1
Regelung 2 SGG iVm Â§ 54 Abs 1 S 1 Regelung 3 SGG sowie Â§ 56 SGG).

aa) Mit den Anfechtungsklagen im Sinne des Â§ 54 Abs 1 S 1 Regelung 1 SGG iVm 
Â§ 56 SGG erstrebt die KlÃ¤gerin dabei die Aufhebung der
sozialverwaltungsbehÃ¶rdlichen Ablehnungsentscheidungen sowie mit den weiteren
Anfechtungsklagen im Sinne des Â§ 54 Abs 1 S 1 Regelung 2 SGG iVm Â§ 56 SGG
die AbÃ¤nderung der sozialverwaltungsbehÃ¶rdlichen DarlehensverfÃ¼gungen
hinsichtlich des Rechtsgrundes der Zahlungen (Zuschuss statt Darlehen; (vgl
Bundessozialgericht, Urteil vom 18. Februar 2010 â�� B 4 AS 5/09 R, RdNr 10 mwN;
Bundessozialgericht, Urteil vom 13. November 2008 â�� B 14 AS 36/07 R, RdNr 13;
Bundessozialgericht, Urteil vom 27. Januar 2009 â�� B 14 AS 42/07 R, RdNr 16; vgl
ferner auch Bundessozialgericht, Urteil vom 19. Mai 2009 â�� B 8 SO 7/08 R, RdNr
10).

bb) Mit den Verpflichtungsklagen im Sinne des Â§ 54 Abs 1 S 1 Regelung 3 SGG iVm
Â§ 56 SGG begehrt die KlÃ¤gerin fÃ¼r jeden einzelnen Monat des Streitzeitraumes
â�� nur noch â�� den entsprechenden sozialverwaltungsbehÃ¶rdlichen Ausspruch
der Zuerkennung von passiven Grundsicherungsleistungen fÃ¼r Arbeitsuchende
nach dem SGB II als Zuschuss im Sinne der Verpflichtung des Beklagten zur
Ã�nderung des Rechtsgrundes (Zuschuss statt Darlehen) der
DarlehensbewilligungsverfÃ¼gungen selbst, weil der Beklagte angesichts seiner
â�� den gleichen Streitzeitraum betreffenden â�� sozialverwaltungsbehÃ¶rdlichen
DarlehensbewilligungsverfÃ¼gungen nicht noch einmal im Wege von mit den
Anfechtungsklagen kombinierten Leistungsklagen im Sinne des Â§ 54 Abs 4 SGG
iVm Â§ 56 SGG zur Zahlung verurteilt werden kann, nachdem die KlÃ¤gerin die ihr
gewÃ¤hrten Darlehensleistungen noch nicht zurÃ¼ckgezahlt hat (vgl
Bundessozialgericht, Urteil vom 19. Mai 2009 â�� B 8 SO 7/08 R, RdNr 10; vgl auch
Bundessozialgericht, Urteil vom 28. Februar 2013 â�� B 8 SO 4/12 R, RdNr 14).

c) Die so verstandenen statthaften Klagen sind auch im Ã�brigen zulÃ¤ssig.

3. Die danach insgesamt zulÃ¤ssigen Klagen sind auch begrÃ¼ndet, weil es der
Beklagte zu Unrecht abgelehnt hat, der KlÃ¤gerin Grundsicherungsleistungen fÃ¼r
Arbeitsuchende nach den Bestimmungen des SGB II zu bewilligen, was die
KlÃ¤gerin zudem auch im Sinne des Â§ 54 Abs 2 S 1 SGG in ihren subjektiv-
Ã¶ffentlichen Rechten beschwert. Der KlÃ¤gerin stehen nÃ¤mlich â�� entgegen der
Auffassung des Beklagten â�� entsprechende LeistungsansprÃ¼che â�� dem
Grunde nach als Zuschuss â�� zu.

a) Rechtsgrundlage fÃ¼r den geltend gemachten Anspruch der KlÃ¤gerin auf
GewÃ¤hrung von Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts nach dem SGB II
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fÃ¼r den Zeitraum vom 01. April 2019 bis zum 30. September 2019 sind die Â§Â§
19 ff iVm Â§Â§ 7 ff SGB II in der Fassung, die die genannten Vorschriften vor dem
streitbefangenen Zeitraum hatten, weil in Rechtsstreitigkeiten Ã¼ber schon
abgeschlossene Bewilligungsabschnitte das zum damaligen Zeitpunkt geltende
Recht anzuwenden ist (sog Geltungszeitraumprinzip, vgl dazu nur
Bundessozialgericht, Urteil vom 24. Juni 2020 â�� B 4 AS 8/20 R, RdNr 21 mwN),
was auch fÃ¼r die weiteren zitierten Vorschriften gilt. GemÃ¤Ã� Â§ 19 Abs 1 S 1
SGB II erhalten erwerbsfÃ¤hige Leistungsberechtigte Arbeitslosengeld II, das
gemÃ¤Ã� Â§ 19 Abs 1 S 3 SGB II den Regelbedarf, die Mehrbedarfe und den Bedarf
fÃ¼r Unterkunft und Heizung umfasst.

aa) Die Grundvoraussetzungen, um Arbeitslosengeld II zu erhalten (Â§ 7 Abs 1 S 1
SGB II), erfÃ¼llte die KlÃ¤gerin (vgl Â§ 7 Abs 3 Nr 1 SGB II), die im
streitgegenstÃ¤ndlichen Zeitraum 61 Jahre alt war (vgl Â§ 7 Abs 1 S 1 Nr 1 SGB II),
erwerbsfÃ¤hig war (vgl Â§ 7 Abs 1 S 2 Nr 2 SGB II) und ihren gewÃ¶hnlichen
Aufenthalt in der Bundesrepublik Deutschland hatte (vgl Â§ 7 Abs 1 S 1 Nr 4 SGB II);
auch ein von Leistungen nach dem SGB II ausschlieÃ�ender Tatbestand lag nicht
vor.

bb) Entgegen der Auffassung des Beklagten scheitert die HilfebedÃ¼rftigkeit der
KlÃ¤gerin iSv Â§ 7 Abs 1 S 1 Nr 3 SGB II im streitbefangenen Zeitraum auch nicht an
zu berÃ¼cksichtigendem VermÃ¶gen im Sinne von Â§ 12 Abs 1 SGB II, weil die der
KlÃ¤gerin und ihrem LebensgefÃ¤hrten zu Eigentum gehÃ¶renden GrundstÃ¼cke
und das darauf befindliche HausgrundstÃ¼ck aufgrund der Regelung des Â§ 12 Abs
3 S 1 Nr 4 SGB II als SchonvermÃ¶gen unberÃ¼cksichtigt zu bleiben haben.

aaa) HilfebedÃ¼rftig im Sinne von Â§ 7 Abs 1 S 1 Nr 3 SGB II iVm Â§ 9 Abs 1 SGB II
ist, wer seinen Lebensunterhalt nicht oder nicht ausreichend aus dem zu
berÃ¼cksichtigenden Einkommen oder VermÃ¶gen sichern kann und die
erforderliche Hilfe nicht von anderen, insbesondere von AngehÃ¶rigen oder
TrÃ¤gern anderer Sozialleistungen erhÃ¤lt. GemÃ¤Ã� Â§ 9 Abs 4 SGB II ist aber
auch derjenige hilfebedÃ¼rftig, dem der sofortige Verbrauch oder die sofortige
Verwertung von zu berÃ¼cksichtigenden VermÃ¶gen nicht mÃ¶glich ist oder fÃ¼r
den dies eine besondere HÃ¤rte bedeuten wÃ¼rde. Doch fÃ¼hrt diese erweiternde
Fiktion der HilfebedÃ¼rftigkeit (vgl Bundessozialgericht, Urteil vom 24. Mai 2017
â�� B 14 AS 16/16 R, RdNr 35 und Bundessozialgericht, Urteil vom 12. Oktober
2016 â�� B 4 AS 4/16 R, RdNr 24 sowie auch Karl in: Schlegel/Voelzke, jurisPK-SGB
II, Â§ 9, RdNr 140 ff und BlÃ¼ggel in: Eicher/Luik, SGB II, Â§ 24, RdNr 143) nur zu
einem Anspruch auf Darlehensleistungen (vgl Â§ 24 Abs 5 SGB II), wie der Beklagte
sie der KlÃ¤gerin fÃ¼r den streitigen Zeitraum auch gewÃ¤hrt hat. Bei Personen,
die in einer Bedarfsgemeinschaft leben, so wie die KlÃ¤gerin im streitigen Zeitraum
mit ihrem LebensgefÃ¤hrten gemÃ¤Ã� Â§ 7 Abs 3 Nr 1 SGB II iVm Â§ 7 Abs 3 Nr 3c
SGB II, sind auch das Einkommen und VermÃ¶gen des Partners zu
berÃ¼cksichtigen (vgl Â§ 9 Abs 2 S 1 SGB II). Ist in einer Bedarfsgemeinschaft nicht
der gesamte Bedarf aus eigenen KrÃ¤ften und Mitteln gedeckt, gilt jede Person der
Bedarfsgemeinschaft im VerhÃ¤ltnis des eigenen Bedarfs zum Gesamtbedarf als
hilfebedÃ¼rftig, dabei bleiben die Bedarfe nach Â§ 28 SGB II auÃ�er Betracht (vgl 
Â§ 9 Abs 2 S 3 SGB II).
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GemÃ¤Ã� Â§ 12 Abs S 3 S 1 Nr 4 SGB II ist als VermÃ¶gen nicht zu
berÃ¼cksichtigen ein HausgrundstÃ¼ck von angemessener GrÃ¶Ã�e. Der
unbestimmte Rechtsbegriff der Angemessenheit, der der vollen gerichtlichen
Ã�berprÃ¼fung unterliegt, ist durch die Rechtsprechung der fÃ¼r die
Grundsicherung fÃ¼r Arbeitssuchende zustÃ¤ndigen Senate des
Bundessozialgerichts dahin konkretisiert worden, dass die angemessene GrÃ¶Ã�e
eines HausgrundstÃ¼cks mit Blick auf seine GesamtwohnflÃ¤che und insoweit
bundeseinheitlich nach den WohnflÃ¤chengrenzen des zum 01. Januar 2002 auÃ�er
Kraft getretenen Zweiten Wohnungsbaugesetzes (II. WoBauG), differenziert nach
der Anzahl der Personen zu bestimmen ist (vgl nur Bundessozialgericht, Urteil vom
30. August 2017 â�� B 14 AS 30/16 R, RdNr 17 mwN). FÃ¼r Hauseigentum betrÃ¤gt
die WohnflÃ¤chengrenze bei vier Personen 130 Quadratmeter (Â§ 39 Abs 1 S 1 Nr 1
II. WoBauG iVm Â§ 39 Abs 2 Nr 1 II. WoBauG), wobei bei einer Belegung mit weniger
als vier Personen die WohnflÃ¤chengrenze um jeweils 20 Quadratmetern zu
reduzieren ist; typisierend ist diese Reduzierung jedoch auf eine Belegung mit bis
zu zwei Personen zu begrenzen (vgl nur Bundessozialgericht, Urteil vom 12.
Dezember 2013 â�� B 14 AS 90/12 R, RdNr 31).

Bei der Bestimmung der Anzahl der Wohnungsnutzer ist nur auf die Mitglieder der
Bedarfsgemeinschaft im Sinne des Â§ 7 Abs 3 SGB II sowie auf die AngehÃ¶rigen
der Haushaltsgemeinschaft im Sinne von Â§ 9 Abs 5 SGB II abzustellen (vgl nur
Bundessozialgericht, Urteil vom 12. Dezember 2013 â�� B 14 AS 90/12 R, RdNr 35).
Zudem geht das Bundessozialgericht davon aus, dass wegen des
VerhÃ¤ltnismÃ¤Ã�igkeitsgrundsatzes (vgl Art 20 Abs 3 des Grundgesetzes (GG))
eine Ã�berschreitung des Grenzwertes von nicht mehr als zehn vom Hundert nicht
zu einer Unangemessenheit fÃ¼hrt (vgl Bundessozialgericht, Urteil vom 30. August
2017 â�� B 14 AS 30/16 R, RdNr 18 mwN).

Die danach hier maÃ�gebliche, um zehn vom Hundert erhÃ¶hte
WohnflÃ¤chengrenze von 99 Quadratmetern Ã¼berschreitet die von der KlÃ¤gerin
und ihrem LebensgefÃ¤hrten genutzte Baulichkeit nicht. Denn der in Rede stehende
Kellerraum ist â�� entgegen der Auffassung des Beklagten â�� bei der Bestimmung
der WohnflÃ¤che nicht zu berÃ¼cksichtigen. Dies folgt schon daraus, dass nach den
weitgehend aufgehobenen Bestimmungen der Zweiten Berechnungsverordnung ((2.
BV) idF der Bekanntmachung vom 12. Oktober 1990, BGBl I 2178) bzw â�� soweit
nicht die Ã�berleitungsvorschrift (Â§ 5 der WohnflÃ¤chenverordnung (WoFlV))
eingreift â�� nach den Bestimmungen der WohnflÃ¤chenverordnung vom 25.
November 2003 (BGBl I 2346), die hier heranzuziehen sind (vgl Bundessozialgericht,
Urteil vom 16. Mai 2007 â�� B 11b AS 37/06 R, RdNr 26; vgl auch die zwischen den
gleichen Beteiligten ergangenen BeschlÃ¼sse des Landessozialgerichts Berlin-
Brandenburg vom 06. April 2020 â�� L 10 AS 286/20 B PKH â�� dort S 7 f des
Abdruckes â��, vom 24. August 2020 â�� L 29 AS 728/20 B PKH â�� dort S 7 des
Abdruckes â�� sowie vom 24. August 2020 â�� L 29 AS 729/20 B PKH â�� dort S 7 f
des Abdruckes) zur WohnflÃ¤che weder die GrundflÃ¤che von ZubehÃ¶rrÃ¤umen
wie zB KellerrÃ¤umen (vgl Â§ 42 Abs 4 Nr 1 2. BV bzw Â§ 2 Abs 3 Nr 1a) WoFlV)
gehÃ¶ren noch die GrundflÃ¤che von RÃ¤umen, die den nach ihrer Nutzung zu
stellenden Anforderungen des (brandenburgischen) Bauordnungsrechts nicht
genÃ¼gen (Â§ 42 Abs 4 Nr. 3 2. BV bzw Â§ 2 Abs 3 Nr 2 WoFlV). Da es sich
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vorliegend indes aber â�� nach dem insoweit Ã¼bereinstimmenden Vorbringen der
Beteiligten â�� um einen Kellerraum im obigen Sinne handelt und zudem â�� nach
dem unwidersprochenen Vortrag der KlÃ¤gerin â�� eine baurechtliche
NutzungsÃ¤nderungsgenehmigung nicht erteilt worden ist und werden kann, muss
die GrundflÃ¤che des Kellerraumes bei der WohnflÃ¤chenermittlung auÃ�er
Betracht bleiben.

Entgegen der Auffassung des Beklagten kommt es auch nicht darauf an, dass
gemÃ¤Ã� Â§ 4 Nr 1 WoflV (vgl auch Â§ 44 Abs 1 Nr 1 2. BV) RÃ¤ume und Raumteile
mit einer lichten HÃ¶he von mindestens zwei Metern vollstÃ¤ndig bei der
Berechnung der GrundflÃ¤che zu berÃ¼cksichtigen sind, weil aufgrund der bereits
zitierten Regelungen des Â§ 42 Abs 4 Nr 1 2. BV bzw des Â§ 2 Abs 3 Nr 1a) WoFlV
die GrundflÃ¤chen von KellerrÃ¤umen â�� unabhÃ¤ngig von deren lichter HÃ¶he
â�� gerade fÃ¼r die WohnflÃ¤chenberechnung im Sinne des Â§ 42 Abs 1 2. BV,
wonach die WohnflÃ¤che einer Wohnung die Summe der anrechenbaren
GrundflÃ¤chen der RÃ¤ume, die ausschlieÃ�lich zu einer Wohnung gehÃ¶ren, bzw
des Â§ 2 Abs 1 S 1 WoFlV, wonach die WohnflÃ¤che einer Wohnung die
GrundflÃ¤chen der RÃ¤ume umfasst, die ausschlieÃ�lich zu dieser Wohnung
gehÃ¶ren (und die keine ZubehÃ¶rrÃ¤ume im Sinne von Â§ 2 Abs 3 WoFlV
darstellen), unbeachtlich bleiben.

Ebenfalls entgegen der Auffassung des Beklagten ist es angesichts der typisierend
anzuwendenden Regelungen der Zweiten Berechnungsverordnung bzw der
WohnflÃ¤chenverordnung auch unerheblich, ob und in welcher Weise die KlÃ¤gerin
und ihr LebensgefÃ¤hrte den nach den obigen AusfÃ¼hrungen nicht fÃ¼r die
WohnflÃ¤chenberechnung zu berÃ¼cksichtigenden weiteren Raum tatsÃ¤chlich
nutzen.

bbb) Soweit der Beklagte seine ablehnende sozialverwaltungsbehÃ¶rdliche
Entscheidung zuletzt auch darauf gestÃ¼tzt hat, dass der HilfebedÃ¼rftigkeit der
KlÃ¤gerin die Unangemessenheit der ihr und ihrem LebensgefÃ¤hrten zu Eigentum
gehÃ¶renden GrundstÃ¼cke entgegen stehe, vermag er auch hiermit nicht
durchzudringen. Ab welchen FlÃ¤chen GrundstÃ¼cke nicht mehr angemessen sind,
ist zwar hÃ¶chstrichterlich bisher nicht geklÃ¤rt. Ausgehend von der EinschÃ¤tzung
der Bundesagentur fÃ¼r Arbeit wird allgemein bei einer GrundstÃ¼cksgrÃ¶Ã�e von
500 Quadratmetern im stÃ¤dtischen und 800 Quadratmetern im lÃ¤ndlichen
Bereich von einer Ã¼blichen GrundstÃ¼cksgrÃ¶Ã�e und deshalb von deren
Angemessenheit ausgegangen (vgl Bundessozialgericht, Urteil vom 12. Dezember
2013 â�� B 14 AS 90/12 R, RdNr 24). Mit Blick auf den auch hier zu
berÃ¼cksichtigenden Grundsatz der VerhÃ¤ltnismÃ¤Ã�igkeit (vgl erneut Art 20 Abs
3 GG; vgl zu diesem Aspekt erneut auch die zwischen den Beteiligten ergangenen
BeschlÃ¼sse des Landessozialgerichts Berlin-Brandenburg vom 06. April 2020 â�� L
10 AS 286/20 B PKH â�� dort S 6 f des Abdruckes â��, vom 24. August 2020 â�� L
29 AS 728/20 B PKH â�� dort S 7 f des Abdruckes â�� sowie vom 24. August 2020
â�� L 29 AS 729/20 B PKH â�� dort S 8 des Abdruckes) sind nach Auffassung der
Kammer auch insoweit Abweichungen von bis zu Zehn vom Hundert unbeachtlich,
weshalb die Kammer die im lÃ¤ndlichen Bereich gelegenen GrundstÃ¼cke der
KlÃ¤gerin und ihrem LebensgefÃ¤hrten, die eine GesamtflÃ¤che von 875
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Quadratmetern umfassen, fÃ¼r angemessen hÃ¤lt.

cc) Weil danach sowohl das Einfamilienhaus als auch die GrundstÃ¼cke
angemessen sind und deshalb als SchonvermÃ¶gen der HilfebedÃ¼rftigkeit der
KlÃ¤gerin nicht entgegen gehalten werden kÃ¶nnen, kann offen bleiben, ob sich der
Beklagte auf eine (vermeintliche) Unangemessenheit der
VermÃ¶gensgegenstÃ¤nde Ã¼berhaupt berufen kÃ¶nnte. Dies ist mit Blick auf die
GrundstÃ¼cksgrÃ¶Ã�e schon deshalb zweifelhaft, weil der Beklagte noch im
Widerspruchsverfahren selbst von dessen Angemessenheit ausgegangen ist.
Ungeachtet dessen hÃ¤lt dies die Kammer mit Blick auf beide
VermÃ¶gensgegenstÃ¤nde auch deshalb fÃ¼r zweifelhaft, weil der Beklagte es
unterlassen hat, in seiner Ablehnungsentscheidung auch eine nachvollziehbare und
tragfÃ¤hige Prognoseentscheidung Ã¼ber deren Verwertbarkeit zu treffen. Denn
nach der Rechtsprechung des Bundessozialgerichts liegt von vornherein keine
Verwertbarkeit vor, wenn eine solche in absehbarer Zeit nicht angenommen werden
kann, was eine Prognoseentscheidung durch den GrundsicherungstrÃ¤ger erfordert,
die sich an dem regelmÃ¤Ã�igen Bewilligungszeitraum â�� mithin einem Jahr (vgl 
Â§ 41 Abs 3 S 1 SGB II) â�� orientiert. Ist von daher nach der
sozialverwaltungsbehÃ¶rdlichen Prognoseentscheidung eine Verwertung innerhalb
des Bewilligungszeitraums nicht anzunehmen, ist der betroffene
VermÃ¶gensgegenstand von vornherein von der BerÃ¼cksichtigung ausgenommen
und der Antragsteller erhÃ¤lt Leistungen als Zuschuss und nicht lediglich als
Darlehen. Nur wenn prognostisch eine Verwertung innerhalb des
Bewilligungszeitraumes mÃ¶glich ist, der VermÃ¶gensgegenstand aber nicht sofort
verwertet werden kann, liegt (fiktive) HilfebedÃ¼rftigkeit vor, weshalb dann â��
und nur dann â�� ein Anspruch auf Darlehensleistungen besteht (Â§ 9 Abs 4 SGB II
iVm Â§ 24 Abs Abs 5 SGB II; vgl Bundessozialgericht, Urteil vom 06. Dezember 2007
â�� B 14/7b AS 46/06 R, RdNr 15 und Bundessozialgericht, Urteil vom 27. Januar
2009 â�� B 14 AS 42/07 R, RdNr 23; aA Bundessozialgericht, Urteil vom 20. Februar
2014 â�� B 14 AS 10/13 R, RdNr 32; Letzteres aber "korrigierend": Flint, NZS 2015,
S 782, 783; vgl zu alledem auch: Karl in: Schlegel/Voelzke, jurisPK-SGB II, Â§ 9, RdNr
145).

dd) Wenn die KlÃ¤gerin nach alledem im streitgegenstÃ¤ndlichen Zeitraum
jedenfalls nicht Ã¼ber (verwertbares) VermÃ¶gen verfÃ¼gt hat, das ihrer
HilfebedÃ¼rftigkeit entgegen stand, ist es auch Ã¼berwiegend wahrscheinlich,
dass ihr auch unter BerÃ¼cksichtigung des Einkommens ihres LebensgefÃ¤hrten
(vgl Â§ 7 Abs 3 Nr 1 SGB II iVm Â§ 7 Abs 3 Nr 3 c SGB II iVm Â§ 9 Abs 2 S 1 SGB II)
ein Leistungsanspruch zusteht, weshalb es gerechtfertigt ist, die die GewÃ¤hrung
von Leistungen insgesamt ablehnende sozialverwaltungsbehÃ¶rdliche Entscheidung
des Beklagten vollstÃ¤ndig aufzuheben, um dem (Verpflichtungs-)Grundurteil den
Weg zu ebnen.

c) Wenn danach die gegen die ablehnenden VerfÃ¼gungen erhobenen
Anfechtungsklagen im Sinne des Â§ 54 Abs 1 S 1 Regelung 1 SGG iVm Â§ 56 SGG
begrÃ¼ndet ist, gilt denknotwendig Gleiches auch fÃ¼r die auf AbÃ¤nderung der
DarlehensbewilligungsverfÃ¼gungen gerichteten AbÃ¤nderungsanfechtungsklagen
im Sinne des Â§ 54 Abs 1 S 1 Regelung 2 SGG iVm Â§ 56 SGG, weil der KlÃ¤gerin
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â�� wie aufgezeigt â�� dem Grunde nach ein Anspruch auf GewÃ¤hrung von
Leistungen nach MaÃ�gabe der Bestimmungen des SGB II fÃ¼r jeden einzelnen
Monat des Streitzeitraumes als Zuschuss und nicht lediglich als Darlehen zusteht.

d) SchlieÃ�lich sind auch die mit den Anfechtungsklagen kombinierten
Verpflichtungsklagen im Sinne des Â§ 54 Abs 1 S 1 Regelung 3 SGG iVm Â§ 56 SGG
begrÃ¼ndet, weil in Verfahren der vorliegenden Art zulÃ¤ssige und begrÃ¼ndete
Verpflichtungsklagen wegen des der Kombination immanenten
StufenverhÃ¤ltnisses ihrerseits zulÃ¤ssige und begrÃ¼ndete Anfechtungsklagen
voraussetzen und weil der KlÃ¤gerin â�� wie bereits oben im Einzelnen dargelegt
â�� dem Grunde nach ein Anspruch auf GewÃ¤hrung von Leistungen nach
MaÃ�gabe der Bestimmungen des SGB II fÃ¼r jeden einzelnen Monat des
Streitzeitraumes als Zuschuss und nicht nur als Darlehen zusteht.

4. Die Kostenentscheidung folgt aus Â§ 105 Abs 1 S 3 SGG iVm Â§ 193 Abs 1 S 1
SGG und berÃ¼cksichtigt den Ausgang des Verfahrens, in dem die KlÃ¤gerin
vollumfÃ¤nglich obsiegte. Die Aufwendungen des Beklagten sind schon von
Gesetzes wegen nicht erstattungsfÃ¤hig (vgl Â§ 105 Abs 1 S 3 SGG iVm Â§ 193 Abs
4 SGG iVm Â§ 184 Abs 1 SGG).

5. Gerichtskosten werden in Verfahren der vorliegenden Art nicht erhoben (Â§ 105
Abs 1 S 3 SGG iVm Â§ 183 S 1 SGG).

Rechtsmittelbelehrung:
( â�¦)

A.
Richter am Sozialgericht

Erstellt am: 26.01.2021

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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